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Bebauungsplan Nr. 129  
"Misch- und Wohngebiet entlang der Wolfgang-Zimmerer-Straße",  
Würdigung der Stellungnahme Landratsamt Freising - Untere 
Naturschutzbehörde 
 
 
Sachverhalt: 
 
Stellungnahme Landratsamt Freising - Untere Naturschutzbehörde vom 10.10.2019: 
 



 
 
Würdigung: 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu Einwendung 1: 
Die drei in der Begründung genannten Vermeidungsmaßnahmen zum Artenschutz (Ein-
haltung der Rodungsfrist bei Bäumen ohne Höhlen, bei Bäumen mit Höhlen und zeitliche 
Beschränkung des Abrisses von Gebäuden) werden hinweislich aufgenommen. 
 



Ein entsprechender Hinweis zur Verwendung möglichst streulichtarmer und insektenfreund-
licher Beleuchtung ist bereits aufgenommen. Die Gemeinde verwendet im öffentlichen 
Verkehrsraum nur insektenfreundliche Beleuchtungskörper. Aufgrund der zwischenzeitlich 
geänderten Gesetzgebung aus dem Volksbegehren zum Schutz der Artenvielfalt wird noch 
ein Hinweis auf Art. 11a BayNatSchG ergänzt. 
 
Zu Empfehlungen fachlicher Art: 
 
Zu Empfehlung 1. 
Auf die Festsetzung von wasserdurchlässigen Belägen auf öffentlichen Verkehrsflächen und 
im privaten Zufahrtsbereich wird aus Gründen der Praktikabilität verzichtet. 
 
Zu Empfehlung 2. 
In die Begründung wird als Empfehlung eine Pflanzenliste für Fassadenbegrünung aufge-
nommen.  
 
Zu Empfehlung 3. 
Eine Ergänzung der Baumpflanzungen im Bereich der öffentlichen Stellplätze wird nicht 
durchgeführt. Weitere ausreichend große Pflanzflächen für Straßenbäume sind nicht vor-
handen, da die vorhandenen Grundstückszufahrten freizuhalten sind. 
 
Zu Empfehlung 4. 
Die Erweiterung des Geltungsbereichs um den Gehölzbestand entlang der Christl-Cranz-
Straße wird nicht aufgenommen. Sämtliche Flächen sind in öffentlicher Hand. Eine Fest-
setzung der Flächen zur Sicherung in einem Bebauungsplan ist demgemäß nicht er-
forderlich. Gehölzstrukturen sind darüber hinaus auch durch andere Gesetze wie z. B. das 
Naturschutzgesetz gesichert. 
 
Diskussionsverlauf:  
 
 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen:  nein  ja   
      
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt die Würdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvor-
trag. In den Bebauungsplan werden die entsprechend dem Sachvortrag aufgeführten Hin-
weise aufgenommen. 
 
Beratungsergebnis: 
 

 
Abstimmungs- 

Ergebnis 
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zugestimmt abgelehnt lt. Beschlussvor-
schlag 

Abweich. Beschluss 
(Rücks.) 

 
 


